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Bruno Molitor

Lohnpolitik
auf
Abwegen

Wenn die große, für den ö f­
fentlichen Dienst zustän­

dige Gewerkschaft ihre Lohnfor­
derungen anmeldet, kann sie der 
besonderen Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit sicher sein. Das ist 
sicherlich ein Erfolg ihres impo­
santen Vorsitzenden. In den ver­
flossenen guten Wirtschaftsjah­
ren hat er die öffentlichen Hände 
nachhaltig an ihre Verpflichtung

als Arbeitgeber erinnert; das 
Stichwort lautete: Nachholbedarf 
in der Einkommensanpassung. 
Hier war die ökonomische Ver­
nunft auf seiten der ÖTV. Denn 
es mußte schlecht um die Chan­
cen zur allenthalben geforderten 
Leistungsverbesserung bei den 
Gebietskörperschaften stehen, 
wenn deren Einkommensange­
bot in der Konkurrenz um die 
knappen guten Arbeitskräfte 
weit abgeschlagen war. Auch 
konnte die nicht eben hervor­
ragende Neigung des Staatssek­
tors zur Rationalisierung die 
Nachhilfe durch eine „aktive“ 
Lohnpolitik wohl vertragen.

Indes, die Zeiten haben sich 
geändert. Die Rezession, die wir 
durchleben, ist kein Betriebs­
unfall. Es stehen magere Jahre 
bevor. Eine Gewerkschaft, die 
sich nicht dazu versteht, entspre­
chend ihre lohnpolitische Strate­
gie anzupassen, muß ihren Ruf 
aufs Spiel setzen. Es begann be­
reits, als die ÖTV sich als Lohn­
führer gerierte und der Regie­
rung Brandt jene ominöse 11 % - 
Lohnsteigerung aufzwang. Das 
war ein Sieg der ökonomischen 
Unvernunft über mangelndes po­
litisches Stehvermögen. Und die­
ser Sieg ist besagter Regierung 
in mehr als einem Sinne teuer zu 
stehen gekommen.

Offenbar durch den damaligen 
„Erfolg“ animiert, stellt die ÖTV 
jetzt wieder Lohnforderungen, 
die die Personalkosten im 
Staatssektor um nicht weniger 
als 7,5%  steigern würden. Eine 
solche Belastungshöhe ist in un­
seren Zeitläuften gleichermaßen 
konjunktur- wie finanzpolitisch 
indiskutabel. Der Fiskus müßte 
mit noch mehr Staatsverschul­
dung und/oder Steuererhöhun­
gen reagieren, was beides dem 
vordringlichen Abbau der allge­
meinen Arbeitslosigkeit in den 
Rücken fiele.

Aber auch für den eigenen Be­
reich des öffentlichen Dienstes 
birgt die gewerkschaftliche For­
derung ihre Gefahren: Wenn es 
schon nicht zu Entlassungen 
kommt, so doch mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit 
zu stärkeren Stelleneinsparun­

gen und einer verminderten Ein- 
stellungsquote. Und was schließ­
lich den wie selbstverständlich 
verlangten „vollen Lohnaus­
gleich“ für die noch vorhandene 
Inflationsrate anbelangt, sind da 
nicht die Empfänger von staat­
lichen Transferzahlungen die am 
meisten Betroffenen, an die an 
erster Stelle gedacht werden 
müßte?

Damit nicht genug, verlegt sich 
die ÖTV nunmehr vollends 
auf die Einkommensnivellierung: 
Technisch soll sich die Lohner­
höhung über ein einheitliches 
Kopfgeld von 135 DM für jeder­
mann vollziehen. Das wäre nichts 
anderes als ein Rückfall in primi­
tive Verhältnisse, der einer 
Leistungsdifferenzierung Hohn 
spricht. Als ob wir ausgerechnet 
im öffentlichen Sektor auf An­
reize für den Leistungswillen und 
zur Verantwortungsfreude ver­
zichten könnten! Im übrigen ver­
möchte sich keine Industrie- 
gewerkschaft eine solche Art 
„Lohnstrukturpolitik“ zu leisten; 
denn sie würde für morgen die 
Beschäftigung just jener Arbeits­
kategorien gefährden, die heute, 
über ihre relative Produktivität 
hinaus, durch die Lohnnivellie­
rung profitieren sollen. Wenn die 
ÖTV auch glaubt, solche Be­
fürchtungen im staatlichen Be­
reich nicht hegen zu müssen, so 
erscheint ihr Verhalten jedenfalls 
nicht als ein Musterbeispiel von 
Solidarität.

Nun, der schwarze Peter liegt 
einmal wieder bei der Regierung, 
die in ihren gegenwärtigen öko­
nomischen Nöten etwas Besse­
res verdient hätte. Sie wird sich 
die Pille gewiß nicht durch den 
Hinweis versüßen lassen, daß es 
sich um einen „einmaligen“ Sün­
denfall handelt. Denn erstens 
gab es auch schon früher Schritte 
in die Nivellierungsrichtung. Und 
wer könnte schon, zweitens, vor 
einer Wiederholung sicher sein, 
wenn diesmal nachgegeben wür­
de. So bleibt der Regierung 
nichts übrig, als unbeugsamen 
Widerstand zu leisten —  um der 
gesamtwirtschaftlichen Vernunft 
willen. Sie kann dabei ganz auf 
die Unterstützung der Bevölke­
rung rechnen.
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